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Positionspapier zur Reform des neuen digitalen Urheberrechts

Massenabmahnungen im Urheberrecht 

Sehr geehrte Frau Vorname Nachname bzw. Sehr geehrter Herr Vorname Nachname,

Mit der rasanten Verbreitung der Internet-Breitbandverbindungen in Deutschland wurde schnell klar, dass das digitale Phänomen “Internet“ soziale, räumliche und kulturelle Grenzen eingerissen und gleichzeitig Risiken erschaffen hat, auf die der Gesetzgeber in vielen Fällen noch nicht adäquat reagieren kann. Die bislang "analog" ausgerichtete Rechtsprechung muss dringend an das digitale Zeitalter angepasst werden.
Ein Risiko, mit den wir uns in unserer Tätigkeit beschäftigen, geht von der Möglichkeit aus, urheberrechtlich geschützte Werke von Urhebern, Rechteinhaber und Rechteverwertern ohne deren Genehmigung ungehindert und massenhaft weltweit zu verbreiten und zu vervielfältigen. Seit 2005 verfolgen Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwerter stetig steigend Urheberrechtsverletzungen, die die Verbreitung ihrer Werke über P2P-Netzwerke (sogenannte Internettauschbörsen) betrifft. Hierzu werden spezialisierte IT-Protokollierungsfirmen beauftragt, die Urheberrechtsverletzungen ermitteln und dokumentieren, sowie Rechtsanwälte, die die einzige Person abmahnen, die der ermittelten IP-Adresse zugeordnet werden kann: den Internetanschlussinhaber - und ihn zur Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung auffordern. Dies ist das legitime Recht der Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwerter, um sich wirksam gegen Urheberrechtsverletzungen über P2P-Netzwerke zu wehren und die Selbstbestimmung über die Nutzung ihrer Werke zu wahren. Aufgrund der hohen Anzahl der Rechtsverstöße versenden die beauftragten Rechtsanwaltskanzleien eine hohe Anzahl an Abmahnungen. Das überholte Rechtssystem der Einzelfallverfolgung bedarf jedoch einer an das "digitale" Urheberrecht angepassten neuen Beurteilung, gerade bei Urheberrechtsverstößen über P2P-Netzwerke, wie auch die noch "analoge" Gesetzgebung zahlreicher Zusätze bedarf. Ein neues "digitales" Urheberrecht darf aber nicht nur die alleinigen Interessen und Rechte der Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwertern schützen, sondern muss auch die Interessen und den Schutz der Verbraucher einbeziehen.

Prof. Dr. Thomas Hoeren (Universitätsprofessor an der Juristischen Fakultät der Westfälischen Wilhelms Universität Münster und Richter am OLG Düsseldorf):

"Urheberrecht ist ein Massenphänomen geworden", Süddeutsche, Interview vom 01.09.2010
 

"Es müsste - unter Beteiligung der Netzgemeinde - eine geordnete Diskussion über das Dreieck Urheber, Rechteinhaber, also Leistungsschutzberechtigte und Nutzer (Verbraucher) geben. Das Urheberrecht ist ein schwammiges Gebiet. Das Interesse am Urheberrecht ist tatsächlich ein Massenphänomen geworden, das Thema wird wild in den Internetforen diskutiert. Noch vor ein paar Jahren war das etwas für eine ganz kleine Clique von Menschen, ein geschlossener Wissenschaftszirkel. Die kannten sich alle untereinander. Als das Internet kam, tauchten plötzliche Leute bei den Tagungen zum Urheberrecht auf, die man nie zuvor gesehen hatte oder nur aus anderen Zusammenhängen kannte. Die klassischen Urheberrechtler fragen noch immer irritiert, warum sie sich jetzt mit so komischen Leuten wie der Netzgemeinde herumschlagen müssen. Aber das Urheberrecht ist nun mal die Magna Charta des Informationsrechts und der Informationsgesellschaft."
Massenabmahnungen im Urheberrecht

Im Wettbewerbsrecht wird, entgegen dem Urheberrecht, eindeutig anerkannt, dass Massen- bzw. Mehrfachabmahnungen rechtsmissbräuchlich sind, wenn sie offensichtlich in erster Linie dazu dienen, gegen den Rechtsverletzer Anwaltsgebühren als Kosten der Rechtsverfolgung durchzusetzen bzw. ein Abmahner systematisch vorgeht und eine Vielzahl von Mitbewerbern innerhalb kurzer Zeit, auch wegen sehr geringer Verstöße, abmahnt.

Im Urheberrecht hingegen haben sich nachfolgende Argumentationen entwickelt und durchgesetzt: der geschädigte Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwerter könne einen Rechtsanwalt beauftragen, da es sich bei Urheberrechtsverletzungen um eine komplizierte Rechtsmaterie handle; es liege kein einfach gelagerter Fall vor; das Urheberrecht stelle ein absolutes Recht dar und jeder Verstoß könne einzeln geltend gemacht werden; durch die tagtäglich stattfindende große Anzahl von Urheberrechtsverletzungen über P2P-Netzwerken und den daraus resultierenden Schaden für die Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwerter bleibe diesen keine andere Wahl, als dem Problem mit einer großen Anzahl an Abmahnungen zu begegnen und es so zu unterbinden.

Wir möchten aber auf daraus entstehende Probleme hinweisen und gleichzeitig Lösungen vorschlagen, die sowohl im Interesse der Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwerter als auch im Interesse und zum Schutz der Verbraucher sind. 

Wenn eine Urheberrechtsverletzung über ein P2P-Netzwerk dokumentiert wird, im Auskunftsverfahren nach § 101 IX UrhG sowie nach resultierender Providerauskunft der einzig Ermittelbare - der Internetanschlussinhaber - mittels Name und Anschrift beauskunftet wird, wird dieser von einer spezialisierten und beauftragten Rechtsanwaltskanzlei abgemahnt und zur Abgabe einer strafbewehrten Unterlassungs- und Verpflichtungserklärung aufgefordert. Dieses legitime Anrecht, sich gegenüber massenhaften Verstößen bezüglich ihrer Werke zur Wehr zu setzen, wird nicht infrage gestellt. Dies birgt aber Gefahren, dass hier, ähnlich dem Wettbewerbsrecht, das gute Instrument der Abmahnung, zur reinen Produktionsmaschinerie von Anwaltskosten verkommt.

Ziel einer Abmahnung im Urheberrecht 
Das vordergründige Ziel der geschädigten Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwerter sollte es sein, dass der offensichtliche Rechtsverletzer seine Handlungen unterlässt und diese zukünftig nicht mehr wiederholt. So ist es für den Rechteinhaber selbst zunächst einmal im Rechtsstreit unerheblich, ob der Streitwert bzw. die Anwaltskosten eher hoch oder eher niedrig bemessen werden. Für ihn interessant ist vor allem der entstandene Schaden bei Vorsatz oder Fahrlässigkeit der Rechtsverletzer, der als Schadenersatz geltend gemacht werden kann und ihm letzten Endes zufließt bzw. zufließen soll. Dieser Schadenersatz ist aber unabhängig vom Streitwert, soll heißen: Ob der Anwalt für seine Tätigkeit 100,00 EUR, 651,80 EUR oder einen sonstigen Betrag erhält, wirkt sich (bei vollständiger Begleichung der Gesamtforderung) für den Rechteinhaber nicht aus.

Die Realität sieht anders aus!
Eine spezialisierte IT-Protokollierungsfirma, von den Urhebern, Rechteinhabern und Rechteverwertern beauftragt, dokumentiert Urheberrechtsverletzungen über P2P-Netzwerke. Hier werden in der Regel eine große Anzahl von IP-Adressen in einem Ermittlungsbericht zusammengefasst und an den beauftragten Rechtsanwalt übermittelt. Dabei können die Ermittlungsberichte 30 IP-Adressen beinhalten, aber auch gern ca. 10.000 IP-Adressen.

Auszug aus dem Bericht Datenschutz und Datenschutz der Deutschen Telekom AG von 2010 
· Einstweilige Anordnungen zur vorläufigen Speicherung von ca. 200.000 IP-Adressen pro Monat
· Gesamt: 2,28 Millionen beauskunftete IP-Adressen

Interview des Präsidenten des Oberlandesgerichtes Köln im Kölner Stadtanzeiger
· 12.000  Auskunfts-Verfahren allein nur am Gerichtsstandort Köln für 2010

Vom beauftragten Rechtsanwalt wird jetzt, unter Verwendung eines standardisierten Textbausteinschreibens, in dem nur jeweils die Angaben zum ermittelten Internetanschlussinhaber verändert werden, diese Abmahnschreiben nun entweder 30mal oder ca. 10.000mal in derselben Angelegenheit versendet. In der Regel beinhaltet es anfänglich einen geminderten Pauschal-Vergleichsbetrag, den der betreffende Abgemahnte annehmen oder ablehnen kann. Wird dieses Vergleichsangebot abgelehnt, werden jetzt für jeden einzelnen Abgemahnten die vollen Anwaltskosten (1,3 Geschäftsgebühr gemäß Nr. 2300 VV RVG aus einem Streitwert von 10.000 EUR (teilweise bis 450.000 EUR)) berechnet sowie der Schadensersatz eingefordert. Werden nur die geforderten Unterlassungs- und Verpflichtungserklärungen abgegeben und die geforderten Beträge nicht gezahlt, werden diese gerichtlich geltend gemacht.
In der Regel wird aber hier, vor der Hauptsacheverhandlung, ein meist vom Richter angeregter Vergleich geschlossen, indem nur die Anwaltskosten (Störerhaftung) zugesprochen werden, die Schadensersatzforderungen (Täterhaftung) hingegen nicht.

Da im Innenverhältnis zwischen dem Rechtsanwalt und dem Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwerter nach RVG abgerechnet werden muss, stellt der Rechtsanwalt - in der Regel - eine 1,3'er Geschäftsgebühr gemäß Nr. 2300 VV RVG aus einem Streitwert von 10.000 EUR den Mandanten in Rechnung.

Bsp. Kosten Auskunftsverfahren mit 10.000 IP-Adressen bzw. Anwaltskosten für den jeweiligen Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwerter für eine Abmahnung,

a) Anwaltskosten 1,3 Geschäftsgebühr gemäß Nr. 2300 VV RVG aus einem Streitwert von 10.000 EUR über 651,80 EUR

b) Ermittlungskosten IP-Adresse ca. 51,34 EUR

· IT-Protokollierungsfirma ca. 50,00 EUR
· Gestattungsanordnung ca. 0,78 EUR (§ 128e KostO)
· Kosten an den Provider 0,56 EUR (§ 101 IX Satz 5 UrhG).
Aus dem aufgezeigten Beispiel ist deutlich zu erkennen, dass eine Abmahnung nur Kosten zugunsten des beauftragten Anwaltes sowie der IT-Protokollierungsfirma produziert, denn in der Regel bekommt der Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwerter den geforderten Schadensersatz überhaupt nicht zugesprochen. Bei einer Abmahnung in derselben Angelegenheit bei 10.000 IP-Adressen betragen die aktuell geforderten Anwaltskosten 6,518 Millionen EUR - für ein Musterschreiben, was jeder Fachanwaltsangestellte ohne jegliche anwaltliche Prüfung versenden könnte.

Versendete Abmahnungen (Statistik)

· 2009 - 453.000 Bundesbürger
· 2010 - 575.800 Bundesbürger

Massenabmahnungen im Urheberrecht dienen einzig allein zur Durchsetzung von Anwaltsgebühren als Kosten der Rechtsverfolgung!

Unserer Meinung nach ist das wesentliche Ziel des aktuellen Abmahnwesens im Urheberrecht die Durchsetzung von Anwaltsgebühren als Kosten der Rechtsverfolgung. Die Argumentation der regelmäßigen Rechtsprechung, dass der geschädigte Urheber, Rechteinhaber und Rechteverwerter einen Rechtsanwalt beauftragen muss (dass es sich bei Urheberrechtsverletzungen um eine komplizierte Rechtsmaterie handelt, kein einfach gelagerter Fall vorliegt, das Urheberrecht ein absolutes Recht darstellt und jeder Verstoß einzeln geltend gemacht werden kann, dass durch die tagtäglich stattfindende große Anzahl von Urheberechtsverletzungen über P2P-Netzwerke und den daraus resultierenden Schaden den Urhebern, Rechteinhabern und Rechteverwertern keine andere Wahl bleibt, als diesem Problem mit einer großen Anzahl an Abmahnungen zu begegnen und es zu unterbinden), sichert bewusst oder unbewusst dieses Geschäftsmodell für abmahnende Anwälte.
Im Weiteren muss man sich die Frage stellen, ob der Gesetzgeber bzw. der Staat hier überhaupt eine Änderung zugunsten der Geschädigten und Verbraucher vornehmen will, da durch die Anwaltskosten beträchtliche Steuereinnahmen in die Staatskasse einfließen sowie komplette Bereiche der Justiz damit mitfinanziert werden können.
Die angesprochenen Probleme sind lange bekannt und bedürfen mehr als einer beschwichtigenden Antwort wie dieser: "Ungeachtet dessen seien Sie versichert, dass das Bundesministerium der Justiz die von Ihnen geschilderte Abmahnpraxis genau im Blick hat" (Antwortbrief BMJ vom 09.12.2010).

Prof. Dr. Thomas Hoeren (Universitätsprofessor an der Juristischen Fakultät der Westfälischen Wilhelms Universität Münster und Richter am OLG Düsseldorf)

Interview, 07.04.2008, Shopbetreiber-blog.de

"Hohe Streitwerte schützen einen Gerichtsstandort, bringen höhere Staatseinnahmen, zufriedenere Anwälte, die dann auch gerne wiederkommen. Dabei will ich nicht unterstellen, dass Richter bewusst so denken, aber latent schwingt so etwas bei jeder Streitwertentscheidung mit."

Begriffsterminologie Massenabmahnung im Urheberrecht

Die meisten abmahnenden Rechtsanwaltskanzleien bestreiten regelmäßig, dass es sich im Prozedere der Abmahnung um Schreiben einfacher Art handeln soll. Dieser Standpunkt wäre auch grundsätzlich haltbar, wenn tatsächlich jedes Abmahnschreiben den gleichen anwaltlichen Arbeits- und Prüfungsaufwand erfordern würde. In der Realität sieht es aber so aus, dass ein Urtextbaustein-Schreiben verwendet wird, das keinerlei anwaltlicher Prüfung bedarf und von jedem Rechtsanwaltsfachangestellten bewerkstelligt werden kann (ähnlich wie beim Mahnbescheidsantrag). Größtes Indiz dafür ist, dass die Unterschriften nur einkopiert werden und die Texte der Schreiben sich bis auf die Adresse des Abgemahnten, dem streitgegenständlichen Werk und Aktenzeichen vollständig gleichen. Dem steht nicht entgegen, dass es sich beim Urheberrecht um eine schwierige Rechtsmaterie handelt, die einen entsprechenden Sachverstand erfordert. Denn stets dann, wenn ein abweichender Sachverhalt zugrunde liegt, der nicht zweifelsfrei demjenigen entspricht, für den der Anwalt eine Beratung erteilt und eine Musterabmahnung verfasst hat, wird dessen Tätigkeit als erforderlich anzusehen sein. Die Einführung des § 97a UrhG war nicht von der Richtlinie 2004/48/EG zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums (ABl Nr. L 195 vom 2. Juni 2004, S. 16) veranlasst. Die Regelung geht bei Abmahnungen wegen der Verletzung von im Urheberrechtsgesetz geregelten Rechten dem bislang unter dem Gesichtspunkt der Geschäftsführung ohne Auftrag (kurz GoA) hergeleiteten Kostenerstattungsanspruch als lex specialis vor. Das heißt: ein so genanntes "Außenverhältnis" wie der GoA ist obsolet.

Von einer Massenabmahnung im Urheberrecht spricht man, wenn ein Rechtsanwalt, für einen oder mehrere Auftraggeber bei einer Vielzahl von Abmahnungen in gleich gelagerter Fällen und einheitlichem Sachverhalt, mit inhaltlich identischen Abmahnschreiben tätig wird, die keinen oder nur geringen anwaltlichen Aufwand und Prüfung im Einzelfall erfordern. Unseres Erachtens ließe sich die gesamte Problematik relativ einfach lösen, es bedürfte nur zweier Änderungen im Gesetz. Das heißt: keine Argumentation eines möglichen Rechtsmissbrauchs bei Massenabmahnungen im Urheberrecht, sondern Schutz der Verbraucher vor einem Geschäftsmodell „Abmahnung“, das nur die Durchsetzung von Anwaltsgebühren als Kosten der Rechtsverfolgung zum Ziel hat.

Lösungsvorschläge

1. Änderung im Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG)

Neufassung 2302 VV RVG - Vergütungsverzeichnis

Teil 2 - Außergerichtliche Tätigkeiten einschließlich der Vertretung im Verwaltungsverfahren

Nr.


Gebührentatbestand

	
	Gebühr oder Satz der Gebühr nach §13 RVG
	


2302

	
	Der Auftrag beschränkt sich auf ein Schreiben einfacher Art:

Die Gebühr 2300 beträgt

Es handelt sich um ein Schreiben einfacher Art, wenn es weder schwierige rechtliche Ausführungen noch größere sachliche Auseinandersetzungen enthält oder ein in großer Anzahl zum Versand bestimmter Musterschriftsatz verwendet wird.
	0,3


2. Neufassung § 97a Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte

§ 97a - Abmahnung

(1) Der Verletzte soll den Verletzer vor Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens auf Unterlassung abmahnen und ihm Gelegenheit geben, den Streit durch Abgabe einer mit einer angemessenen Vertragsstrafe bewehrten Unterlassungsverpflichtung beizulegen. Soweit die Abmahnung berechtigt ist, kann der Ersatz der erforderlichen Aufwendungen verlangt werden.

(2) Der Ersatz der erforderlichen Aufwendungen für die Inanspruchnahme anwaltlicher Dienstleistungen für die erstmalige Abmahnung beschränkt sich in einfach gelagerten Fällen mit einer nur unerheblichen Rechtsverletzung außerhalb des geschäftlichen Verkehrs auf 100 Euro.

(3) Eine unerhebliche Rechtsverletzung ist stets anzunehmen, wenn die Abmahnung sich auf ein einzelnes geschütztes Werk bezieht.

3. Begriffsterminologie Massenabmahnung im Urheberrecht

Definition Massenabmahnung im Urheberrecht:

Von einer Massenabmahnung im Urheberrecht spricht man, wenn ein Rechtsanwalt, für ein oder mehrere Auftraggeber bei einer Vielzahl von Abmahnungen in gleich gelagerter Fällen und einheitlichen Sachverhalt, mit inhaltlich identischen Abmahnschreiben tätig wird, die keinen oder nur geringen anwaltlichen Aufwand und Prüfung im Einzelfall erfordern. Der Ersatz der erforderlichen Aufwendungen für die Inanspruchnahme anwaltlicher Dienstleistungen für die erstmalige Abmahnung beschränkt sich daher auf eine Gebührenobergrenze von 0,3 Geschäftsgebühr gemäß §§ 7, 13, 16 RVG i.V.m. Nr. 2302 VV RVG für private Verbraucher.
Abschließend muss man resümieren, dass hier die Interessen der Rechteinhaber auf der einen Seite und die des Verbrauchers auf der anderen in einem neuen digitalen Urheberrecht geschützt werden müssen. Das gute Instrument der Abmahnung soll einen Rechtsverletzer vor Initiierung eines Rechtsstreites bestimmt, aber höflich auffordern, bestimmte Missstände abzustellen und nicht als Arbeitsplatz-erhaltende Maßnahme für Anwälte, zusätzlich gern gesehene Steuereinnahmen oder Finanzierung von Gerichtsständen (vgl. etwa Ausbau AG Hamburg) dienen.
Der Verbraucher muss vor überzogenen und unangebracht hohen Streitwerten und Anwaltskosten geschützt werden, denn für den Rechteinhaber selbst ist es zunächst einmal im Rechtsstreit unerheblich, ob der Streitwert bzw. die Anwaltskosten eher hoch oder eher niedrig bemessen werden. Für ihn interessant ist vor allem der entstandene Schaden bei Vorsatz oder Fahrlässigkeit der Rechtsverletzer, der als Schadenersatz geltend gemacht werden kann und ihm letzten Endes zufließt bzw. zufließen soll. Dieser Schadenersatz ist aber unabhängig vom Streitwert, soll heißen: Ob der Anwalt für seine Tätigkeit 100,00 EUR, 651,80 EUR oder einen sonstigen Betrag erhält, wirkt sich (bei vollständiger Begleichung der Gesamtforderung) für den Rechteinhaber nicht aus.

Mit freundlichen Grüßen

_____________________________

           Martin Mustermann
� http://www.sueddeutsche.de/digital/interview-mit-thomas-hoeren-urheberrecht-ist-ein-massenphaenomen-geworden-1.993788





� http://www.e-paper.telekom.com/datenschutzbericht-2010/page13.html


� http://www.ksta.de/html/artikel/1309767262023.shtml


� http://www.shopbetreiber-blog.de/2008/04/07/professor-hoeren-spass-an-massenabmahnungen-ueber-den-streitwert-bremsen/
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